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 «ZPP Zentrum Gümligen Ost» 

Art. 53g 

 

Erläuterungen 

Zweck 1 Die Zone mit Planungspflicht «Zentrum Gümligen Ost» 

bezweckt die Entwicklung eines dichten und attraktiven 

Ortsteilzentrums mit Wohn-, Arbeits- und Dienstleistungs-

nutzung, die einen Beitrag an eine hohe Lebensqualität 

und an ein harmonisches Ortsbild leistet und sich an der 

Nachhaltigkeit im Sinne der übergeordneten Vorgaben 

betreffend Energie, Klimaanpassung und Biodiversität 

ausrichtet.  

Des Weiteren bezweckt die Zone mit Planungspflicht die 

Sicherstellung einer koordinierten Erschliessung und eine 

bauliche Entwicklung nach einheitlichen Gestaltungs-

grundsätzen. 

 

Als Grundlage wurde der Masterplan 

"Westliches Zentrum Gümligen 2022" 

erarbeitet (Gemeinderatsbeschluss 

vom 9.1.2023). Der Masterplan definiert 

die Entwicklungsprinzipien in einem Be-

richt sowie den zwei dazugehörigen 

Plänen "Nutzung und Bebauung" und 

"Freiraum und Erschliessung". Ange-

strebt werden eine qualitativ hochste-

hende Bebauung und Aussenraumge-

staltung mit hoher Lebensqualität. 

Art der Nutzung 2a Die Art der Nutzung richtet sich nach den Bestimmun-

gen der Wohn- und Gewerbezone. 

 

Eine differenziertere Regelung erfolgt 

im Rahmen einer UeO. 

 

Mass der Nutzung 3a Als maximales Nutzungsmass gilt für die zwei bezeich-

neten Sektoren die nachfolgend angeführte oberirdische 

Geschossfläche (GFo): 

Sektor Min. GFo 
Max. GFo 

1. Bahnhof 10'500 -  
15'700 m2 

2. Lischenmoos 26'100 -  
34'400 m2 

3b Wird der kantonal vorgegebene Grenzwert der gewich-

teten Gesamtenergieeffizienz bei Neubauten unterschrit-

ten, kann die maximale oberirdische Geschossfläche wie 

nachfolgend angeführt erhöht werden:  

Unterschreitung  
gewichtete Gesamt- 
energieeffizienz: 

Erhöhung 
Max. GFo: 

> 30 % + 5 % 

> 40 % 
 

+ 10 % 

 

Die GFo ergibt sich als gerundeter Be-

trag aus den, dem Masterplan zugrunde 

liegenden Flächen, inklusive der GFo 

der bestehenden Bauten. Die Festle-

gung von GFo je Baubereich, Geschoss-

zahlen und Höhen kann im Rahmen der 

UeO auf Basis des Masterplans erfol-

gen.  

 

 3c Zwischen den Sektoren ist ein Abtausch der GFo von 

bis max. 10 % möglich. 

3d Detailhandelseinrichtungen mit mehr als 500 m² GF 

sind nicht gestattet. 

 

Das Mass von 10 % bei einem Abtausch 

bezieht sich auf das Nutzungsmass des 

Empfängersektors. 

Gestaltung 4a Für die Anordnung und Gestaltung der Bauten, der 

Aussenräume und der Erschliessung gelten erhöhte An-

forderungen. Bei Bauvorhaben hat eine integrale Planung 

von Bauten, Aussenraum und Erschliessung zu erfolgen. 

Folgende Kriterien sind bei der Beurteilung von Vorhaben 

anzuwenden: 

Die dem Masterplan zugrunde liegenden 

Prinzipien dienen als Grundlage für die 

Beurteilung der Gestaltungsqualität. 

Auf einzelne spezielle Orte oder The-

men soll im Rahmen einer UeO oder 

qualitätssichernden Verfahren nach SIA 

142/143 eingegangen werden. 



 

 

- hochwertige Einpassung in städtebauliches Gesamt-

konzept, 

- gute architektonische Gestaltung der Bauten, 

- gute Arbeits- und Wohnumfeldqualität durch attraktive 

Aussenräume, 

- gute Durchlässigkeit für den Fussverkehr innerhalb 

der Baubereiche und an den Arealrändern, 

- gute Strassenraumgestaltung. 

4b Die Fassadenhöhe (FHa) der Gebäude ist auf max. 22 

m beschränkt. Zusätzliche Dach- oder Attikageschosse 

sind nicht zulässig. Auf Basis einer Überbauungsordnung 

oder einem qualitätssichernden Verfahren nach SIA 

142/143 ist im Sektor Bahnhof, nordwestlich des Knotens 

Worb- /Moosstrasse eine punktuelle Fassadenhöhe bis 

max. 28 m bzw. max. 8 Vollgeschosse möglich. 
4c Die Aussenraumgestaltung entlang der Worbstrasse hat 

nach einem einheitlichen Gestaltungskonzept zu erfolgen. 

Es hat eine Abstimmung der Nutzung und Gestaltung des 

Strassenvorlandes mit der Kantonsstrassenplanung zu er-

folgen und es ist eine Baumreihe zu erstellen. Je angefan-

gene zehn Meter Länge ist mindestens ein Alleebaum 

(standortgerechte, vorwiegend heimische Art) zu pflanzen. 

Die Baumabstände haben abgestimmt auf die umliegen-

den Nutzungen zwischen 6 und 12m zu betragen. Es ist 

eine optimale Entwicklung der Bäume insbesondere im 

Hinblick auf Baumgrubensubstrat und -aufbau sowie Re-

genwasseraufnahme und -speicherung sicherzustellen 

(gemäss Art. 38b GBR). 

 

Zu berücksichtigen sind funktional ver-

trägliche und gestalterisch befriedigende 

Zwischenzustände bei zeitlich auseinan-

derfallender Etappierung innerhalb eines 

Vorhabens oder im Zusammenhang mit 

dem näheren Umfeld 

 

 

 

 

 

 

Angestrebt ist eine differenzierte Höhen-

entwicklung in Anlehnung an den Mas-

terplan «Westliches Zentrum Gümligen» 

vom 19. Dezember 2022. 

Der Absatz 4b ermöglicht nicht generell 

eine Realisierung der maximalen Fassa-

denhöhe von 22 m. Ortsbaulich verträgli-

che Dimensionen sind über eine Über-

bauungsordnung oder qualitätssi-

chernde Verfahren nach SIA 142/143 si-

cherzustellen.  

 

 

 

Die Signatur «Alleen / Baumreihen» im 

Zonenplan hat einen symbolischen Cha-

rakter.  

 

Aussenräume 5a Der öffentliche Raum rund um den Knoten Worb-

/Moosstrasse soll aufgewertet werden. Südlich des Kno-

tens soll ein platzähnlicher Raum geschaffen werden. Der 

bestehende Strassenplan wird auf Basis einer Überbau-

ungsordnung oder einem qualitätssichernden Verfahren 

nach SIA 142/143 angepasst bzw. aufgehoben. 

5b Im Bereich der Parzelle 626 und 3472 ist abgestimmt auf 

das historische Gebäude (Worbstrasse 183), auf ergän-

zende Neubauten und auf die Worbstrasse ein neuer öf-

fentlicher Platz zu erstellen. 

 

Eine Befreiung von der Erstellungspflicht 

von grösseren Spielflächen (Art. 46 BauV) 

ist gem. Art. 46a BauV gestützt auf einen 

Infrastrukturvertrag möglich. Die Ge-

meinde stellt hierzu einen Ersatzstandort 

im Bereich Füllerich sicher. 

Erschliessung 6a Beabsichtigt wird die Entwicklung eines autoarmen 

Quartiers, in dem der Langsamverkehr Vorrang hat. 

6b Die Haupterschliessung erfolgt ab der Worbstrasse. 

6c Der ruhende Verkehr ist vorwiegend in unterirdischen 

Sammelanlagen unterzubringen. Oberirdische Besucher- 

und Kurzzeitparkplätze sind zulässig. 

6d Bei der Zone mit Planungspflicht «Zentrum Gümligen 

Ost» handelt es sich um ein Gebiet nach Art. 18 BauG. 

Primär ist das erste Vollgeschoss hoch-

wertig zu nutzen. Die Abwägung zwi-

schen unterirdischen Einstellhallen oder 

oberirdischen mehrgeschossigen Park-

häusern ist im Einzelfall zu beurteilen. 

 

 

Die Bandbreiten für Wohnnutzungen 

und übrige Nutzungen werden innerhalb 

der Bandbreiten der BauV festgelegt, 

aber nutzungsmässig differenziert. Sie 



 

 

Die zulässigen Bandbreiten für Parkplätze werden wie 

folgt festgelegt: 

- Pro Wohnung sind maximal 0.5 Abstellplätze bewilli-

gungsfähig (Maximum gem. Art. 52 BauV). 

- Für übrige Nutzungen orientiert sich die Parkplatz-

zahl am Mittelwert der Bandbreite gem. Art. 52 BauV.  

6e Die Baubewilligungsbehörde verlangt mit dem Bauge-

such ein Mobilitätskonzept. Dieses muss die bestehen-

den und geplanten Mobilitätsangebote sowie die dauer-

hafte Sicherung und die Kontrolle der reduzierten Park-

platzbenutzung aufzeigen. Zudem ist darin aufzuzeigen, 

wie die Mobilität aller Nutzergruppen möglichst umwelt-

schonend und verträglich mit dem näheren Umfeld orga-

nisiert wird. 
6f Neue Fahrradabstellplätze sind innerhalb des Gebäu-

des oder gedeckt in der Nähe der Hauseingänge zu er-

stellen. 

umfassen gemäss Art. 50 Abs. 2 BauV 

die Abstellplätze für die Motorfahrzeuge 

der Beschäftigten der Besucher und be-

hinderten Menschen. 

Nicht in der Bandbreite enthalten und 

zusätzlich bewilligt werden gemäss Art. 

50 Abs. 3 BauV die Abstellplätze für 

a. betriebsnotwendige Motorfahr-

zeuge wie Taxis, Lieferwagen und 

Aussendienstfahrzeuge sowie 

b. Motorfahrzeuge mit über- oder un-

terdurchschnittlichem Platzbedarf 

wie Lastwagen, Cars und Motorrä-

der. 

Die Anzahl Abstellplätze für Fahrräder 

richtet sich nach den Bestimmungen der 

BauV. 

Das Mobilitätskonzept soll in einem 

zweckmässigen Umfang eine Gesamt-

darstellung des bewegten und ruhenden 

Verkehrs nach MIV, ÖV, Fuss- und Ve-

loverkehr sowie der Wegebeziehungen 

liefern. Auch Aussagen zu Sharing- und 

E-Ladeangeboten sind darin vorzuneh-

men. Die Darstellung differenziert hin-

sichtlich Nutzungsart/Nutzergruppen und 

umfasst erforderliche Massnahmen. Mit 

dem Konzept soll sichergestellt werden, 

dass über den gesamten Perimeter der 

ZPP die für die Basiserschliessung ver-

trägliche Fahrtenzahl nicht überschritten 

wird.  

Energie 7a Die gewichtete Gesamtenergieeffizienz (gGEE) von 

Neubauten muss den kantonal vorgegebenen Grenzwert 

um 20 Prozent unterschreiten. Wird ein Baugesuch für 

zwei oder mehrere Gebäude gleichzeitig eingereicht, ist 

der Grenzwert gesamthaft zu erfüllen. 

7b Alle Neubauten sind an das Fernwärmenetz anzu-

schliessen, sofern zum Zeitpunkt der Baueingabe eine 

Anschlussmöglichkeit vorhanden ist und kein unverhält-

nismässiger Aufwand nachgewiesen wird.  

7c Wenn die Voraussetzungen von Absatz 7b gegeben 

sind, gilt die Anschlusspflicht auch für bestehende Ge-

bäude, deren Heizung oder zentrale Anlage zur Warm-

wasseraufbereitung zu wesentlichen Teilen ersetzt wird.  

Grundsätzlich soll die Entwicklung eines 
Modellenergie- oder Plusenergiequar-
tiers (PEQ) angestrebt werden. Wobei 
die einzelnen Bauten nach Minergie-A 
oder SNBS konzipiert werden. 

Das Energiekonzept ist mit Vorteil be-

reits vor der Baugesuchseingabe mit der 

Gemeinde abzustimmen. Es dient der 

Bauherrschaft aber auch der Behörde 

zur Prüfung, ob der Energiebedarf den 

gesetzlichen Bestimmungen entspricht 

sowie als Entscheidungsgrundlage, in-

dem es Endenergieverbrauch, Wirt-

schaftlichkeit, Lebenszykluskosten und 

Emissionen bei Energieerzeugungsanla-

gen (inkl. Umwandlung, Verteilung und 

Abgabe) darstellt. Damit die Energieer-

zeugung den Energiebedarf wirtschaft-

lich und ökologisch decken kann, wer-

den Massnahmen zur Reduktion des 

Energiebedarfs dabei mit einbezogen. 

Generell muss nach Baureglement der 

kantonale Wert für die gewichtete Ge-

samtenergieeffizienz (gGEE) um 5 % 

unterschritten werden. Für die ZPP wird 

dieser Wert weiter verschärft.  

Lärm 8a Im ganzen Perimeter gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe 

III (Art. 43 LSV). 

 

 

 



 

 

8b Der Lärmschutz hinsichtlich des Bahnlärmes ist durch 

eine möglichst geschlossene Bebauung entlang der 

Bahnlinie zu gewährleisten. 

 

Störfallvorsorge 9a Wenn im Konsultationsbereichs (KoBe) empfindliche 

Einrichtungen angeordnet werden sollen, muss mit der 

Überbauungsordnung die Tragbarkeit des Risikos aufge-

zeigt werden. Im Ausnahmefall können am Rande des 

Konsultationsbereichs der Eisenbahnanlage empfindliche 

Einrichtungen angeordnet werden, wenn Gebäude mit 

abschirmender Wirkung gegenüber den Einwirkungen 

von der Anlage im Geltungsbereich der Störfallverord-

nung (StFV) vorhanden sind. 

9b Auf Stufe Überbauungsordnung ist die Gefährdungssi-

tuation innerhalb eines im Konsultationsbereich liegenden 

Planungsareals abschliessend zu prüfen. Zugunsten der 

Störfallvorsorge sind geeignete raumplanerische und 

bauliche Massnahmen zu definieren und verbindlich fest-

zuschreiben, um eine Verminderung des Risikos zu errei-

chen. 

9c Soll ein Bauvorhaben im KoBE ohne eine vorliegende 

Überbauungsordnung aufgrund eines Projektwettbe-

werbsergebnisses (Art. 93 Abs. 1c BauG) oder auf dem 

Weg des Gesamtvorhabens (Art. 93 Abs. 1c BauG) reali-

siert werden, hat die Planungsbehörde folgende Schritte 

im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens zwingend 

durchzuführen: 

a) Die Aktivitäten gemäss Abs. 9b sind im Baugesuch 

zu dokumentieren und zu definieren. 

b) Wird das Risiko durch die Vollzugsbehörde als nicht 

tragbar beurteilt, sind weitere Massnahmen zu eva-

luieren und die notwendigen Massnahmen im Bau-

gesuch festzuschreiben. 

c) Folgende allgemeine Massnahmen sind mindestens 

zu prüfen und abhängig von der konkreten Situation 

umzusetzen: Abstand zur Bahnlinie, Massivbau-

weise, spez. Konzeption der Fassade, hinreichende 

Möglichkeiten für die Selbst- und Fremdrettung (Eva-

kuierung, Anordnung Fluchtwege anlagenabge-

wandt), Luftansaugstellen der Lüftungs- und Klima-

anlagen anlagenabgewandt und hoch über Boden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weitere mögliche Massnahmen können 

dem Anhang 2 der Planungshilfe des 

Bundes «Koordination Raumplanung 

und Störfallvorsorge» entnommen wer-

den. 

 

Klimaanpassung 

Biodiversität 

10a Die Umgebung von Bauten und Anlagen ist so zu ge-

stalten, dass sie einen positiven Beitrag an die Biodiversi-

tät und das lokale Klima leisten. 

10b Bei der Erstellung von Bauten und Anlagen sind ange-

messene Vorkehrungen zu treffen, um eine Überhitzung 

der Gebäude und Umgebung zu verhindern (Materialisie-

rung, Farbgebung, Verschattung, Kühlung). 

 



 

 

10c Je volle oder angefangene 500 m² Parzellenfläche ist 

mindestens ein grosskroniger, standortgerechter Baum 

zu erhalten oder neu zu pflanzen. 

 

Verfahren 11a Die Überbauungsordnung legt die Perimeter ab-

schliessend fest, in denen ein Wettbewerb oder ein nach 

anerkannten Regeln durchzuführendes wettbewerbsähnli-

ches Verfahren obligatorisch sind (Art. 92 Abs. 2 BauG). 

11b Soll ein Bauvorhaben ohne eine vorliegende Überbau-

ungsordnung auf dem Weg des Gesamtvorhabens (Art. 

93 Abs. 1c BauG) realisiert werden, so ist auch in diesem 

Fall ein Projektwettbewerb nach anerkannten Verfahren-

segeln durchzuführen (Art. 93 Abs. 1b BauG). 

Als Grundlage für Baugesuche und/oder 

Wettbewerbe wird durch die Gemeinde 

eine UeO erlassen. Diese umfasst die 

Erschliessung Areals sowie differen-

zierte Vorgaben zu Art und Mass der 

Nutzung, Gestaltungsqualität und Berei-

che mit Wettbewerbspflicht. 

Die UeO legt Perimeter für Wettbe-

werbspflicht (an ausgewählten Lagen) 

sowie für allfällige weitere qualitätssi-

chernde Mass nahmen (z.B. nieder-

schwelliges Gutachterverfahren an übri-

gen Lagen) fest. 

Inkrafttreten 12 Die «ZPP Zentrum Gümligen Ost» tritt am Tag nach der 

Publikation der Genehmigung durch das Kantonale Amt 

für Gemeinden und Raumordnung (AGR) in Kraft. 

 

 

 

 


